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Änderungsantrag zu GSP.S-01

Von Zeile 106 bis 110:
(293) Soziale Transferleistungen sollen durch eine Garantiesicherung nach dem Prinzip
der Bedarfsgerechtigkeit erfolgen. So soll jedem Menschen ein Leben ohne
Existenzangst ermöglicht werden. Die Leistungen werden möglichst dort erbracht, wo
man lebt, und berücksichtigen die konkrete Situation.(293) Sozialer Ausgleich soll die
Teilhabe der Menschen an der Gesellschaft sichern und allen ein Leben ohne
Existenzangst ermöglichen. Hierzu bedarf es eines fairen und übersichtlichen Systems
sozialer Leistungen, die nicht durch Anrechnungen und Kürzungen gegenseitig in Frage
gestellt werden. Besonderer Bedarf wird durch besondere Leistungen berücksichtigt.
Ihre Inanspruchnahme darf nicht durch bürokratische Hürden in den Antragsverfahren
faktisch verhindert werden.

Begründung

Das im Entwurf formulierte Verharren an der „Bedarfsgerechtigkeit“ des
herkömmlichen Sozialsystems könnte so im CDU-Programm stehen. Es ist ein
Rückschritt in der grünen Programmatik, die zuvor „Teilhabegerechtigkeit“
proklamierte, und steht im krassen Widerspruch zu sozialen und gesellschaftlichen
Reformbestrebungen, zum Absatz (295) und zum erklärten Willen, Hartz IV zu
überwinden.
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